
Verehrte Mandantschaft, 

Ende 2021 waren in Deutschland knapp 5 Mio. Menschen pflegebedürftig im Sinne des Pfle-
geversicherungsgesetzes. Das ist Grund genug, die steuermindernde Berücksichtigung von 
Pflegekosten zu beleuchten.
Im neuen Jahr wird es die News in dieser Form nicht mehr geben. Seien Sie gespannt 
über die Neuerung. Weiterhin erfahren Sie ebenfalls Aktuelles über unsere Website.

Ihr Tim Kirchner

Kosten der eigenen Pflege sind im Regelfall als allgemeine außer-
gewöhnliche Belastungen abziehbar, weil sie zwangsläufig entste-
hen und andere vergleichbare Steuerzahler sie nicht zu tragen 
haben. Um die Kosten absetzen zu können, muss in der Regel min-
destens ein Schweregrad der Pflegebedürftigkeit oder eine erhebli-
che Einschränkung in der Alltagskompetenz bestehen. Auch die 
Kosten einer krankheitsbedingten Unterbringung in einem Alten- 
oder Pflegeheim können als außergewöhnliche Belastungen steu-
erlich geltend gemacht werden. Erhaltene Leistungen (z.B. aus der 
Pflegeversicherung) müssen aber gegengerechnet werden.
Anstelle des Ansatzes außergewöhnlicher Belastungen können 
Pflegebedürftige unter bestimmten Voraussetzungen den Behin-

derten-Pauschbetrag nutzen. Abhängig vom Grad der Behinderung 
sind dann zwischen 384  € und 7.400  € pro Jahr abziehbar. Der 
Pauschbetrag gleicht laufende, gewöhnliche und unmittelbar mit 
der Behinderung zusammenhängende Mehraufwendungen aus, 
ohne dass die pflegebedürftige Person einen Einzelnachweis er-
bringen muss.
Zudem kann je nach Grad der Behinderung bzw. den im Schwerbe-
hindertenausweis eingetragenen gesundheitlichen Merkmalen 
(Merkzeichen) eine behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale 
von 900  € bzw. 4.500  € pro Jahr beantragt werden. Damit sind 
dann alle behinderungsbedingten Fahrtkosten abgegolten.
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IN DIESER AUSGABE

Wann Sie Pflegekosten steuermindernd geltend machen können
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Fortsetzung siehe Seite 2…



Honorare - Nachträgliche 
Bescheidkorrektur nach  
Doppelversteuerung möglich

Steuerbescheide dürfen nur dann nach-
träglich geändert werden, wenn eine 
Korrekturnorm der Abgabenordnung 
anwendbar ist. Innerhalb der einmona-
tigen Einspruchsfrist ist eine Änderung 
noch weitgehend problemlos möglich, 
danach müssen besondere Vorausset-
zungen für eine Änderung erfüllt sein. 
Beispielsweise muss dann eine neue 
Tatsache vorliegen. Will der Steuerzahler 
eine Herabsetzung der Steuer erwirken, 
darf ihn zudem kein grobes Verschulden 
daran treffen, dass die neue Tatsache erst 
nachträglich bekanntgeworden ist.
Ein angestellter Chefarzt aus NRW hat 
nun vor dem Bundesfinanzhof von dieser 
Korrekturnorm profitiert. Sein Arbeitgeber 
hatte ihm eine feste monatliche Vergü-
tung gezahlt und ihm daneben das Liqui-
dationsrecht für von ihm erbrachte 
wahlärztliche Leistungen eingeräumt. Die 
Honorare für die stationär erbrachten 
Wahlleistungen wurden über ein privates 
Dienstleistungsunternehmen abge-
rechnet und dem Privatkonto des Arztes 
gutgeschrieben. Deshalb ging der Steuer-
berater des Mediziners davon aus, dass die 
Honorare in die Einkünfte aus selbstän-
diger Arbeit eingeflossen waren.
Was Berater und Arzt nicht wussten: Das 
Krankenhaus hatte die Einnahmen aus 
den stationär erbrachten Wahlleistungen 
parallel bereits als steuerpflichtigen 
Arbeitslohn erfasst und dem Lohnsteuer-
abzug unterworfen. In der Gehaltsmittei-
lung waren die Einnahmen versteckt in 
der Zeile „Mitversteuerung“ ausgewiesen. 
Es kam, wie es kommen musste: Das 
Finanzamt besteuerte die Honorare im 
Einkommensteuerbescheid erklärungs-
gemäß als Arbeitslohn und als Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit. Der Fehler fiel 
erst nach Ablauf der einmonatigen 
Einspruchsfrist auf, so dass das Finanzamt 
eine Bescheidänderung ablehnte. Vor dem 
BFH konnte der Chefarzt nun jedoch eine 
Änderung aufgrund neuer Tatsachen 
erwirken.

Der BFH hat entschieden, dass weder den 
Arzt noch seinen Steuerberater ein grobes 
Verschulden daran trifft, dass die neue 
Tatsache (die doppelte Versteuerung) erst 
nachträglich bekanntgeworden ist. Dem 
Arzt hatte sich die falsche Erfassung seiner 
Honorare nicht aufdrängen müssen, da 
die Zuordnung von wahlärztlichen Leis-
tungen zu einem Dienstverhältnis eine 
wertende Einzelfallbetrachtung der 
Gesamtumstände erforderlich macht. 
Beruht eine Steuererklärung auch auf 
einem Rechtsirrtum, ist dies dem Steuer-
zahler in der Regel nicht als grobes 
Verschulden anzulasten. Entlastend für 
den Chefarzt wirkte sich zudem aus, dass 
das Krankenhaus ihn nicht über die 
Versteuerung der Honorare als Arbeits-
lohn informiert hatte.
Hinweis: Auch dem Steuerberater war 
kein grobes Verschulden anzulasten, da 
für den Doppelansatz nicht die unzurei-
chende Prüfung der steuerlichen Rechts-
lage ausschlaggebend war, sondern die 
kaum erkennbare Erfassung im Bruttoar-
beitslohn.

   �Initiative - Bundesrat fordert 
stärkere Regulierung Medizini-
scher Versorgungszentren

Der Bundesrat hat die stärkere Regulie-
rung von Medizinischen Versorgungszen-
tren durch ein entsprechendes MVZ- 
Regulierungsgesetz gefordert. Diese 
Forderung geht auf eine Initiative der 
Länder Bayern, Rheinland-Pfalz, Schleswig-
Holstein und Hamburg zurück. Das Gesetz 
soll die Monopolstellung einzelner Träger 
verhindern und eine am Patientenwohl 
orientierte ambulante Versorgung 
stärken.
Die Entschließung des Bundesrats sieht 
unter anderem die Schaffung eines 
bundesweiten MVZ-Registers und eine 
Kennzeichnungspflicht für Träger und 
Betreiber auf dem Praxisschild vor. 
Außerdem sollen Krankenhäuser künftig 
nur in einem Umkreis von bis zu 50 km von 
ihrem Sitz ein MVZ gründen können. 
Zudem ist die Einführung von Höchstver-
sorgungsanteilen für Haus- und Fachärzte

vorgesehen. Dies bezieht sich sowohl auf 
die arztgruppenbezogenen Planungsbe-
reiche als auch auf den gesamten Bezirk 
der jeweiligen Kassenärztlichen Vereini-
gungen. 
Ferner enthält die Entschließung Rege-
lungsvorschläge, um die Unabhängigkeit 
der ärztlichen Berufsausübung im MVZ 
vor dem Einfluss von Kapitalinteressen zu 
schützen. Vorgesehen sind zum Beispiel 
ein besonderer Abberufungs- und Kündi-
gungsschutz für die ärztliche Leitung 
sowie Vorgaben zu deren Mindesttätig-
keitsumfang.
Hinweis: In der Begründung verweist der 
Bundesrat auf das rasante Wachstum von 
MVZ mit dem Risiko von Konzentrations-
prozessen. Die steigende Zahl investoren-
getragener MVZ gefährde die 
flächendeckende, umfassende Versor-
gung. Investoren verlagerten die Versor-
gungskapazitäten zunehmend in lukrative 
Ballungsgebiete und legten einen stär-
keren Fokus auf gut skalierbare und 
umsatzsteigernde Leistungen mit der 
Folge, dass nicht mehr das gesamte 
Behandlungsspektrum abgebildet werde.

   �Inflationsausgleichsprämie - 
Sonderzahlung oder dauerhafte 
Lohnerhöhung?

Arbeitgeber können ihren Beschäftigten 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn Leistungen zur Abmilderung 
der gestiegenen Verbraucherpreise ge- 
währen. Sie können ihren Arbeitnehmern 
in der Zeit vom 26.10.2022 bis zum 
31.12.2024 jeweils eine Inflationsaus-
gleichsprämie bis zu 3.000  € (Höchstbe-
trag) zahlen, die steuer- und sozial- 
versicherungsfrei ist.
Die Steuer- und Sozialversicherungsfrei-
heit gilt auch für Arbeitslohnzahlungen 
von dritter Seite. Sie gilt aber nur für 
Sonderzahlungen des Arbeitgebers. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob die Sonderzah-
lungen in Form einer Einmalleistung, in 
mehreren Teilbeträgen oder gleichmäßig 
verteilt zwischen dem 26.10.2022 und 
dem 31.12.2024 erbracht werden. 
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Auch wer Pflegekosten für nahe Angehörige trägt, kann außerge-
wöhnliche Belastungen geltend machen. Voraussetzung hierfür 
ist ein Nachweis der Einzelausgaben. Wer sich entscheidet, einen 
Angehörigen selbst zu pflegen, kann alternativ zu den außerge-
wöhnlichen Belastungen den Pflege Pauschbetrag in folgender 
Höhe geltend machen: bei Angehörigen

  � mit Pflegegrad 2: 600 €,
  � mit Pflegegrad 3: 1.100 € und
  � mit Pflegegrad  4 und 5 oder dem Merkzeichen  „H“ (Hilflosig-
keit): 1.800 €.

Voraussetzung für den Abzug der Beträge ist, dass die Pflege un-
entgeltlich erfolgt und keine Einnahmen aus gesetzlichen oder 
privaten Pflegeversicherungen fließen.

Hinweis: Wer den Pflege-Pauschbetrag in Anspruch nimmt, kann 
keine weiteren außergewöhnlichen Belastungen, die durch die 
Pflege entstehen, geltend machen.
Die Betreuung bzw. Pflege kann im Haushalt der zu pflegenden 
Person erfolgen, oder die zu pflegende Person kann in einem 
Heim einen eigenen Haushalt führen. In diesen Fällen kann für sie 
anstelle des Ansatzes außergewöhnlicher Belastungen eine Steu-
erermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen in Betracht 
kommen. Hierbei können 20  % der anfallenden Lohnkosten, 
höchstens aber 4.000 € pro Jahr, von der tariflichen Einkommen-
steuer abgezogen werden.



Dauerhafte Lohnerhöhungen sind da- 
gegen nicht begünstigt. Erfreulicherweise 
ist es für die Steuer- und Sozialversiche-
rungsfreiheit der IAP unschädlich, wenn 
sie im Zusammenhang bzw. in Kombina-
tion mit einer dauerhaften Lohnerhöhung 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt wird.
Beispiel: Der Arbeitgeber gewährt seinen 
Arbeitnehmern eine IAP in Höhe von 
insgesamt 2.000  €, die in mehreren 
Schritten ausgezahlt werden soll, begin-
nend mit einer Sonderzahlung von 1.000 € 
im Juni 2023. Monatliche Sonderzah-
lungen in Höhe von jeweils 200  € sollen 
dann in den Monaten Juli 2023 bis 
einschließlich November 2023 geleistet 
werden. Ab dem 01.12.2023 soll der Lohn 
dauerhaft um monatlich 300  € erhöht 
werden. Auch die dauerhafte Lohnerhö-
hung wird mit Inflationsgesichtspunkten 
begründet.
Die einzelnen Komponenten der Lohner-
höhung sind getrennt voneinander zu 
beurteilen: Die in mehreren Teilbeträgen 
gewährte IAP in Höhe von insgesamt 
2.000  € ist steuer- und sozialversiche-
rungsfrei. Die danach einsetzende regu-
läre- und dauerhaft wirkende- Lohnerhö-
hung von monatlich 300  € ab dem 
01.12.2023 unterliegt hingegen der 
Steuer- und der Sozialversicherungs-
pflicht.

Gemeinschaftspraxis -  
Schon zwei Ärzte können ein 
„Zentrum“ bilden

Zwei Ärzte können gemeinsam ein Ärzte-
zentrum bilden. Laut Oberlandesgericht 
Frankfurt/Main weist der Begriff 
„Zentrum“ im medizinischen Bereich nicht 
auf eine besondere Größe hin und ist nicht 
irreführend.
Der Antragsteller betreibt eine Praxis für 
plastische Chirurgie. Die beiden Antrags-
gegner sind Fachärzte für plastische und 
ästhetische Chirurgie. Zudem ist einer der 
beiden Antragsgegner Facharzt für Ortho-
pädie und Unfallchirurgie. Gemeinsam 
betreiben sie eine Gemeinschaftspraxis, 
die sie als „Zentrum für plastische und 
ästhetische Chirurgie“ bezeichnen. Diese 
Bezeichnung hält der Antragsteller für 
irreführend. Im Eilverfahren hatte die 
Vorinstanz den Beklagten untersagt, 
Dienstleistungen eines plastischen Chir-
urgen unter diesem Namen zu bewerben 
oder anzubieten, wenn in dem Zentrum 
insgesamt nur zwei Ärzte beschäftigt sind.
Die hiergegen eingelegte Berufung der 
beiden Ärzte hatte Erfolg. Die Bezeichnung 
der Arztpraxis als „Zentrum“ für ästheti-
sche plastische Chirurgie sei nicht irrefüh-
rend, so das OLG. Maßgeblich sei, wie der 
angesprochene Verkehrskreis die Bezeich-
nung verstehe. Grundsätzlich erwarte der 
Verkehr bei dem Begriff „Zentrum“ zwar 
eine personelle und sachliche Struktur

eines Unternehmens, die über vergleich-
bare Durchschnittsunternehmen hinaus-
gehe. Im medizinischen Bereich weise der 
Begriff „Zentrum“ aber nicht mehr auf 
eine besondere Größe hin. 
Nach den aktuellen gesetzlichen Voraus-
setzungen erfordere ein Medizinisches 
Versorgungszentrum nämlich keine be- 
stimmte Größe. Das Erfordernis einer 
fachübergreifenden Kooperation ist be- 
reits seit 2015 entfallen. Praxen mit zwei 
tätigen Ärzten können demnach unter der 
Bezeichnung „Medizinisches Versorgungs-
zentrum“ am Markt auftreten.
Hinweis: Die Entscheidung des OLG ist 
nicht anfechtbar.

   �Umsatzsteuerbefreiung -  
Eng mit Sozialfürsorge und  
sozialer Sicherheit verbundene 
Leistungen

Das Bundesfinanzministerium hat sich zur 
Umsatzsteuerbefreiung der eng mit der 
Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit 
verbundenen Leistungen geäußert und 
den Umsatzsteuer-Anwendungserlass an- 
gepasst.
Befreit sein können auch Leistungen von 
Einrichtungen, die selbst keine Pflege- 
oder Betreuungsleistungen, sondern nur 
eng damit verbundene Leistungen er- 
bringen, sofern die übrigen gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. Künftig wird 
auch nicht mehr nur auf die sozialrecht-
liche Anerkennung abgestellt, sondern in 
den Anwendungsbereich können Leis-
tungen fallen, „auf die sich die Anerken-
nung, der Vertrag oder die Vereinbarung 
nach Sozialrecht oder die Vergütung 
jeweils bezieht“. Zudem wurde der Um- 
fang der Steuerbefreiung von Leistungen 
an hilfsbedürftige Personen neu definiert.
Auch die Erstellung von Gutachten zur 
Feststellung der Pflegebedürftigkeit, Leis-
tungen des Hausnotrufs sowie die Ertei-
lung von Pflegekursen sind um- 
satzsteuerbefreit. Klargestellt wurde 
außerdem, wann ein Leistungserbringer 
als eine Einrichtung mit sozialem Cha- 
rakter anerkannt ist und unter welchen 
Voraussetzungen ein Subunternehmer 
unter die Steuerbefreiungsvorschrift 
fallen kann.
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KONTAKT UND PARTNER

Haftungsausschluss: Der Inhalt unserer VHP News 
ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt 
worden. Die Komplexität und der ständige Wandel 
der Rechtsmaterie erfordern es, Haftung und Ge-
währ auszuschließen. Das Rundschreiben ersetzt in 
keinem Fall die individuelle Beratung.
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Hebelstraße 7, 68161 Mannheim
Telefon [0621] 15 09 40 
Telefax [0621] 15 43 77

Öffnungszeiten:  
Mo – Do 08.30 – bis 17.00 Uhr  
Fr 08.30 – 14.00 Uhr

Niederlassung Kaiserslautern
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Niederlassung Frankfurt/Main
Mainzer Landstr. 275, 60326 Frankfurt am Main 
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Monreposstraße 49, 71634 Ludwigsburg
Telefon [07141] 4 88 77-0
Telefax [07141] 4 88 77-29

Niederlassung Heidelberg
Mannheimer Str. 1, 69115 Heidelberg
Telefon [06221] 60 66-0
Telefax [06221] 60 66-60

vhp@vhp.de | www.vhp.de

Fax-Nr. Lohnunterlagen 0621/15094-333
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